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Merkblatt zur Sozialversicherungspflicht

Hinweise für geringfügig Beschäftigte
Geringfügige Beschäftigungsverhältnisse sind nach drei Kriterien zu unterscheiden:

1. Geringfügig entlohnte, auf (relative) Dauer angelegte Alleinbeschäftigung mit einem regelmäßigen Entgelt von nicht mehr als 450,- € und mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen nebeneinander mit einem Gesamtentgelt von nicht mehr als 450,- €,

2. geringfügig entlohnte Nebenbeschäftigung/en mit einem Entgelt von bis zu 450,- € neben einem sozialversicherungspflichtigen Haupterwerb sowie mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen nebeneinander mit einem Gesamtentgelt über 450,- €,

3. kurzfristige Beschäftigung,
Geringfügig entlohnte Alleinbeschäftigung und mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen nebeneinander mit einem Entgelt von insgesamt bis zu 450,- € 

Eine alleinige geringfügig entlohnte Beschäftigung (als einziges Beschäftigungsverhältnis) ist bis auf die Rentenversicherung sozialversicherungsfrei. Für einen Beschäftigten, dessen Arbeitsentgelt aus einer alleinigen oder aus mehreren geringfügig entlohnten Beschäftigungen, die nebeneinander ausgeübt werden, insgesamt (zusammengerechnet) regelmäßig 450,- € im Monat nicht übersteigt, muss der Arbeitgeber pauschale Krankenversicherungsbeiträge i. H. v. 13 % des Arbeitsentgelts abführen, für die gesetzliche Rentenversicherung fallen für den Arbeitgeber Pflichtbeiträge i. H. v. 15 %, für den Arbeitnehmer i. H. v. mindestens 3,7 % an. Der Mindestbeitrag (Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil) beträgt 32,73 €.  

In der Krankenversicherung werden auf Grund dieser Beitragszahlung keine Leistungsansprüche begründet, in der Rentenversicherung hingegen Anwartschaften auf die Altersrente erworben. 

Im Falle eines Vertragsverhältnisses mit einer privaten Krankenversicherung ist vom Arbeitgeber kein Krankenversicherungsbeitrag abzuführen.

Die Abführung der Beiträge durch den Arbeitgeber erfolgt einheitlich an die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See (Minijob-Zentrale Essen).

Ist die Versicherungspflicht in der Rentenversicherung nicht gewollt, kann sich der Arbeitnehmer von ihr befreien lassen. Hierzu muss er seinem Arbeitgeber – s. Internetseite der UNI - schriftlich mitteilen, dass er die Befreiung von der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung wünscht. Übt der Arbeitnehmer mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen aus, kann der Antrag auf Befreiung nur einheitlich für alle zeitgleich ausgeübten geringfügigen Beschäftigungen gestellt werden. Über den Befreiungsantrag hat der Arbeitnehmer alle weiteren - auch zukünftige - Arbeitgeber zu informieren, bei denen er eine geringfügig entlohnte Beschäftigung ausübt. Die Befreiung von der Versicherungspflicht ist für die Dauer der Beschäftigung(en) bindend; sie kann nicht widerrufen werden. 

Die Befreiung wirkt grundsätzlich ab Beginn des Kalendermonats des Eingangs beim Arbeitgeber, frühestens ab Beschäftigungsbeginn. Voraussetzung ist, dass der Arbeitgeber der Minijob-Zentrale die Befreiung bis zur nächsten Entgeltabrechnung, spätestens innerhalb von 6 Wochen nach Eingang des Befreiungsantrages bei ihm meldet. Anderenfalls beginnt die Befreiung erst ab dem Folgemonat.  

Geringfügige Beschäftigung/en neben Haupterwerb (Hauptbeschäftigung) oder mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen nebeneinander 

Bei der Berechnung der Sozialversicherungsbeiträge werden grundsätzlich alle Beschäftigungsverhältnisse zusammengefasst. Übt ein Arbeitnehmer bei demselben Arbeitgeber gleichzeitig mehrere Beschäftigungen aus, so ist sozialversicherungsrechtlich stets von nur einem Beschäftigungsverhältnis auszugehen (Folge: Zusammenrechnung der Entgelte).

Besteht neben einem versicherungspflichtigen Haupterwerb (bei einem Arbeitgeber) ein geringfügig entlohntes Beschäftigungsverhältnis (bei einem anderen Arbeitgeber), ist das geringfügig entlohnte Beschäftigungsverhältnis nicht mit der Hauptbeschäftigung zusammenzurechnen. Die geringfügig entlohnte Nebenbeschäftigung bleibt dadurch sozialversicherungsfrei (Folge: Abführung der Pauschalbeiträge - siehe oben).

Bestehen neben einem versicherungspflichtigen Haupterwerb (bei einem Arbeitgeber) mehrere geringfügig entlohnte (Neben-) Beschäftigungen (bei einem anderen Arbeitgeber), ist das jeweils erste (zeitlich zuerst aufgenommene) geringfügig entlohnte Beschäftigungsverhältnis nicht mit den anderen Beschäftigungsverhältnissen zusammenzufassen (insoweit keine Zusammenrechnung). Die jeweils erste geringfügig entlohnte Nebenbeschäftigung bleibt dadurch in diesem Fall Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherungsfrei (Folge: Abführung der Pauschalbeitrags).
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Geht ein Arbeitnehmer hauptberuflich einer sozialversicherungspflichtigen Tätigkeit (bei einem Arbeitgeber) nach, so wird infolge der Zusammenrechnung nur das Arbeitsentgelt aus einer zweiten oder aus weiteren geringfügigen Beschäftigungen (bei einem anderen Arbeitgeber) in die Beitragspflicht der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung einbezogen. 

In der Arbeitslosenversicherung besteht in diesen Fällen ggf. Versicherungsfreiheit für die geringfügig entlohnte/n Beschäftigung/en (bei anderen Arbeitgebern). Hier erfolgt keine Zusammenrechnung mit der versicherungspflichtigen Hauptbeschäftigung. Mehrere geringfügig entlohnte Beschäftigungen werden für die Prüfung der Versicherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung ebenfalls nicht zusammengerechnet. 

Handelt es sich bei dem Haupterwerb um eine sozialversicherungsfreie Tätigkeit als Beamter, Selbstständiger, Pensionär oder Altersvollrentner, unterliegt auch die Nebentätigkeit keiner Sozialversicherungspflicht. Bei Beamten, Selbstständigen, Pensionären hat dies zur Folge, dass lediglich bei Bestehen einer freiwilligen Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung pauschale Krankenversicherungsbeiträge vom Arbeitgeber abgeführt werden müssen.

Übt ein Arbeitnehmer mehrere geringfügige Beschäftigungen nebeneinander aus, so sind die Entgelte für diese Beschäftigungen zusammenzurechnen. Überschreiten die Arbeitsentgelte aus diesen Beschäftigungen insgesamt die 450,- € Grenze, so unterliegt das gesamte Arbeitsentgelt der normalen Beitragspflicht. Für jede dieser geringfügig entlohnten Beschäftigungen werden dann die üblichen Beiträge zur Kranken-, Pflege-, Arbeitslosen- und Rentenversicherung vom Arbeitgeber und Arbeitnehmer grundsätzlich je zur Hälfte getragen.

Kurzfristige Beschäftigung
Die Regelungen für kurzfristig Beschäftigte bleiben weiterhin bestehen. Demnach brauchen für einen Arbeitnehmer unabhängig vom Entgelt keine Sozialversicherungsbeiträge abgeführt zu werden, wenn das Beschäftigungsverhältnis auf längstens zwei Monate oder 50 Arbeitstage im Kalenderjahr begrenzt ist. Eine Zusammenrechnung von kurzfristigen mit geringfügig entlohnten Beschäftigungen sowie mit versicherungspflichtigen Hauptbeschäftigungen erfolgt hier nicht.

Hinweise zum Steuerrecht
Auch  geringfügig entlohnte Beschäftigungen sind grundsätzlich steuerpflichtig. Die Möglichkeit der pauschalen Versteuerung des Arbeitseinkommens durch den Arbeitgeber findet nicht statt.
Bei fehlenden Lohnsteuerabzugsmerkmalen – steuerliche Identifikationsnummer – hat der Arbeitgeber die Lohnsteuererhebung nach der Steuerklasse VI durchzuführen.
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